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Hubert Höping

Neue 
Chancen 
für Europa

Die neuesten europäischen 
Entwicklungen, die sich mit 

den Visiten des Bundeskanzlers 
in Rom und Paris abzuzeichnen 
begannen, bieten zwar keinen 
Anlaß für eine übertriebene Eu­
phorie, ein gemäßigter Optimis­
mus im Hinblick auf die Zukunft

der Gemeinschaft scheint aber 
durchaus angebracht. Entgegen 
allen Dementis erhält Italien nun 
doch von der Bundesrepublik 
einen bilateralen Beistandskre­
dit. Die Bundesbank gewährt 
der Banca d’ltalia ein Darlehen 
von 2 Mrd. $, das durch die Ver­
pfändung von rund einem Fünf­
tel der italienischen Goldreser­
ven garantiert wird. Darüber 
hinaus wird es noch neben der 
Verlängerung des kurzfristigen 
Währungskredits der EG an Ita­
lien von 1,9 Mrd. $ mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu einer wei­
teren Hilfe durch die Gemein­
schaft kommen.

Ob es Italien allerdings ge­
lingt, seine Zahlungsbilanz mit 
Hilfe dieser Finanzspritze zu sa­
nieren, darf angesichts der de­
solaten Lage des Landes, das 
manchen kaum noch regierbar 
erscheint, bezweifelt werden. 
Bereits im Sommer dieses Jah­
res hat Ministerpräsident Rumor 
in seiner Erklärung vor der Kam­
mer ein wahrhaft düsteres Bild 
von der italienischen Situation 
gezeichnet. Damals einigten sich 
zwar die Koalitionspartner über 
notwendige wirtschaftliche Maß­
nahmen, eine grundsätzliche po­
litische Übereinstimmung erziel­
ten sie jedoch nicht. Das poli­
tische System krankt daran, daß 
es keine politische Alternative 
zu den seit einem Menschen­
alter regierenden Parteien gibt, 
wenn man einmal von der immer 
häufiger diskutierten Regie­
rungsbeteiligung der KPl ab­
sieht. Es fragt sich also, ob das 
oft enttäuschte und von tiefem 
Mißtrauen erfüllte italienische 
Volk bereit ist, die vom Not­
standsprogramm geforderten 
Opfer zu bringen, solange ihm 
der Glaube an einen Erfolg fehlt.

Aber gerade hier könnte das 
schnelle und unbürokratische 
Eingreifen des Bundeskanzlers 
zu einer entscheidenden psy­
chologischen Wende führen. 
Denn abgesehen davon, daß 
diese Hilfe durchaus auch deut­
schen wirtschaftlichen und poli­
tischen Interessen dient, hat 
Bonn einem schwächeren Part­
ner gegenüber großzügig seine 
Solidarität bewiesen. Ohne eine

Garantie für den Erfolg der ita­
lienischen Stabiiitätspolitik und 
für Fortschritte auf dem Wege 
zu einer europäischen Wirt­
schafts- und Währungsunion hat 
Bonn sich entschlossen, durch 
pragmatisches und energisches 
Handeln diesen Fortschritten 
eine Bahn zu brechen.

Diesem Zweck diente auch die 
unmittelbar anschließende Be­
gegnung zwischen Präsident 
Giscard d’Estaing und Bundes­
kanzler Schmidt. Nach sechs für 
die EG kritischen Monaten der 
Untätigkeit scheinen wenigstens 
zvjsi der führenden Politiker 
Europas klar erkannt zu haben, 
wie notwendig eine enge ver­
trauensvolle Kooperation für die 
Bewältigung gemeinsamer Pro­
bleme ist. Wie Giscard d’Estaing 
bereits im August erklärte, legt 
er großen Wert auf die Wieder­
aufnahme der Bemühungen um 
eine europäische Wirtschafts­
und Währungsunion. Bundes­
kanzler Schmidt hat den Ein­
druck gewonnen, daß es Gis­
card hiermit sehr ernst ist, und 
ist bereit, ihm, wenn auch viel­
leicht ein wenig skeptischer, 
darin zu folgen. Als erstes kon­
kretes Resultat könnte es in 
nächster Zeit zu einer Stabili­
tätsanleihe der EG kommen, 
mit der hilfsbedürftige Länder 
gestützt werden sollen.

Vordringlich ist aber zunächst 
eine baldige Lösung der Pro­
bleme, die im Augenblick am 
meisten auf den Nägeln bren­
nen, wie z. B. eine koordinierte 
Stabilitätspolitik und ein ausge­
wogenerer Handel zwischen den 
beiden Partnern sowie vor allem 
die Zukunft des Europäischen 
Agrarmarktes. Die Demonstra­
tionen der Bauern beider Län­
der beweisen einmal mehr die 
Notwendigkeit von Reformen, 
wenn man diesen Markt, der für 
die Franzosen von zentraler Be­
deutung ist, sichern will. Sollte 
es den beiden Politikern gelin­
gen, Europa durch ihre Initiati­
ven wieder flott zu machen, so 
haben sie eine echte Chance, 
nicht nur als Pragmatiker, Tech­
nokraten oder „Macher“, son­
dern als wahre Staatsmänner 
in die Geschichte einzugehen.
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